
 

  

S 26 U 185/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren gesetzliche Unfallversicherung

Beitragsrecht
zu Lebzeiten entstandene Beitragsschuld
Beitragshaftung der bisherigen
Unternehmen als Nachwirkungspflicht
Erbe des bisherigen Unternehmers
hoheitliche Regelungsbefugnis des
Unfallversicherungsträgers
Beitragsfestsetzung durch
Verwaltungsakt
Unternehmerwechsel

Leitsätze Beitragsforderungen des
Unfallversicherungsträgers sind gegen die
Erben des verstorbenen Unternehmers
durch Verwaltungsakt geltend zu machen.

Normenkette RVO § 665 S 2
RVO § 734 Abs 1
RVO § 740
RVO § 746 Abs 1
SGB VII § 150 Abs 4
SGB VII § 159 Abs 1
SGB VII § 152 Abs 1
SGB VII § 168 Abs 1
BGB § 421
BGB § 1922
BGB § 1967 Abs 1
RVO § 723
RVO § 724

1. Instanz

Aktenzeichen S 26 U 185/99
Datum 29.01.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 16/01
Datum 30.11.2004

                               1 / 7

https://dejure.org/gesetze/RVO/665.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/734.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/740.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/746.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/150.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/159.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/152.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/168.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/421.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1922.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1967.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/723.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/724.html


 

3. Instanz

Datum 13.12.2005

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg
vom 30. November 2004 aufgehoben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 29. Januar 2001
zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in allen RechtszÃ¼gen nicht zu
erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit eines Bescheides, mit dem die
KlÃ¤gerin als Erbin ihres verstorbenen Ehemannes zu
UnfallversicherungsbeitrÃ¤gen herangezogen wird.

Die KlÃ¤gerin ist die Witwe und Alleinerbin des 1993 verstorbenen G M (M.), der
unter der Firma "Dr. Ing. H M " in H ein BaugeschÃ¤ft betrieb. Dieses verÃ¤uÃ�erte
er zum 1. August 1992 an den Bauunternehmer M R (R.). Der Unternehmerwechsel
wurde der Bau-Berufsgenossenschaft (Bau-BG) Hamburg (RechtsvorgÃ¤ngerin der
Beklagten) am 25. September 1992 angezeigt. Auf der Grundlage der von R.
mitgeteilten Lohnsumme setzte diese den fÃ¼r die Zeit ab BetriebsÃ¼bergang zu
entrichtenden Beitrag auf 4.156,07 DM fest. Da R. nicht zahlte, nahm sie mit
Bescheid vom 6. April 1994 die KlÃ¤gerin als Erbin des VerÃ¤uÃ�erers wegen des
offenen Beitrags fÃ¼r die Monate August bis Dezember 1992 in Anspruch. Die
KlÃ¤gerin beglich den Betrag.

Nachdem sich bei einer BuchprÃ¼fung herausgestellt hatte, dass R. fÃ¼r die Zeit
von August bis Dezember 1992 eine Lohnsumme von insgesamt 479.450 DM nicht
gemeldet hatte, erhob die Bau-BG Hamburg mit Bescheid vom 5. Mai 1995 von ihm
einen Nachtragsbeitrag fÃ¼r das Jahr 1992 in HÃ¶he von 22.723,40 DM. Nach
erfolglosen Vollstreckungsversuchen setzte sie mit Bescheid vom 4. Dezember 1996
(Widerspruchsbescheid vom 30. MÃ¤rz 1999) diesen Nachtragsbeitrag auch
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin als Erbin des VerÃ¤uÃ�erers fest.

Das Sozialgericht (SG) Hamburg hat die dagegen erhobene Klage durch
Gerichtsbescheid vom 29. Januar 2001 abgewiesen. DemgegenÃ¼ber hat das
Landessozialgericht (LSG) Hamburg dem Begehren der KlÃ¤gerin entsprochen und
den Beitragsbescheid aufgehoben (Urteil vom 30. November 2004). Zwar habe die
streitige Beitragsforderung gegenÃ¼ber dem verstorbenen Ehemann der KlÃ¤gerin
nach Grund und HÃ¶he bestanden. Seine Haftung ergebe sich aus Â§ 665 Satz 2 der
Reichsversicherungsordnung (RVO). Die HÃ¶he der Forderung sei nicht zu
beanstanden, weil sie in Ã�bereinstimmung mit dem PrÃ¼fprotokoll stehe, welches
seinerseits nach Â§ 744 RVO ordnungsgemÃ¤Ã� zu Stande gekommen sei.
AuÃ�erdem habe R. als Inhaber des veranlagten Unternehmens keine EinwÃ¤nde
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gegen die HÃ¶he der Forderung erhoben. Jedoch sei weder dem Â§ 665 Satz 2 noch
dem Â§ 746 Abs 1 RVO, welcher die BG autorisiere, die Beitragsforderung
gegenÃ¼ber dem beitragspflichtigen Unternehmer durch Leistungsbescheid
geltend zu machen, eine ErmÃ¤chtigung zu entnehmen, in gleicher Weise auch
gegen den Erben vorzugehen, wenn dieser selbst kein Unternehmer und nicht
Mitglied der BG sei. Eine Befugnis zu hoheitlicher Regelung durch Verwaltungsakt
ergebe sich in diesem VerhÃ¤ltnis auch nicht aus den Vorschriften des
BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches (BGB) Ã¼ber die Gesamtrechtsnachfolge, die lediglich
die Haftung des Erben fÃ¼r die Nachlassverbindlichkeiten regelten, jedoch kein
UnterordnungsverhÃ¤ltnis zum TrÃ¤ger der Unfallversicherung begrÃ¼ndeten.

Mit der Revision rÃ¼gt die Beklagte die Verletzung materiellen Rechts. Die Haftung
der KlÃ¤gerin als Alleinerbin ihres verstorbenen Ehemannes erstrecke sich auf
dessen Ã¶ffentlich-rechtliche Verbindlichkeiten. Sie sei zwar nicht in die
Unternehmerposition ihres Ehemannes eingetreten, wohl aber in die nachwirkenden
Rechte und Pflichten, die sich aus dieser Position ergÃ¤ben. Das rechtfertige es, die
noch zu Lebzeiten des Erblassers entstandene Beitragsforderung auch gegenÃ¼ber
seiner Witwe mit den Mitteln hoheitlicher Verwaltung geltend zu machen.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg vom 30.
November 2004 aufzuheben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 29. Januar 2001
zurÃ¼ckzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie schlieÃ�t sich dem angefochtenen Urteil an und trÃ¤gt ergÃ¤nzend vor, auch
die HÃ¶he der Beitragsschuld sei nicht korrekt festgestellt.

II

Die Revision der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid ist
entgegen der Auffassung des LSG rechtmÃ¤Ã�ig. Insbesondere war die Beklagte
berechtigt, den von der KlÃ¤gerin geschuldeten Nachtragsbeitrag fÃ¼r das Jahr
1992 durch Verwaltungsakt festzusetzen.

Materielle Grundlage der streitigen Beitragsforderung sind die Regelungen der Â§Â§
665 Satz 2, 723 und 724 RVO, die fÃ¼r Haushaltsjahre bis einschlieÃ�lich 1996
auch nach dem Inkrafttreten des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VII) am 1.
Januar 1997 weiterhin anzuwenden sind (Â§ 219 Abs 1 Satz 2 SGB VII). Nach Â§ 665
Satz 2 RVO sind der bisherige Unternehmer und sein Nachfolger als
Gesamtschuldner zur Zahlung der BeitrÃ¤ge bis zum Ablauf des GeschÃ¤ftsjahres
verpflichtet, in dem der Wechsel in der Person des Unternehmers angezeigt wird.
Daraus ergibt sich, dass die streitige Beitragsforderung gegenÃ¼ber M. dem
Grunde nach bestanden hat. Die Meinung der KlÃ¤gerin, Â§ 665 Satz 2 RVO
begrÃ¼nde keine eigene Beitragspflicht des bisherigen Unternehmers, sondern nur
dessen â�� subsidiÃ¤re â�� Haftung fÃ¼r Beitragsschulden des Ã�bernehmers, ist
mit dem Wortlaut der Vorschrift nicht vereinbar. Vielmehr besteht, wie der Senat
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entschieden hat, eine unmittelbare Verpflichtung des bisherigen Unternehmers, die
sich aus dem bis zum Ende des GeschÃ¤ftsjahres nachwirkenden
MitgliedschaftsverhÃ¤ltnis zur BG herleitet (BSGE 78, 255, 261 = SozR 3-2200 Â§
796 Nr 1 S 7). Der UnfallversicherungstrÃ¤ger ist auch nicht verpflichtet sich
vorrangig an den beitragspflichtigen Ã�bernehmer zu halten, sondern kann nach
seiner Wahl entscheiden, von welchem der Gesamtschuldner er die Zahlung
verlangen will. Der Inanspruchnahme der KlÃ¤gerin kann deshalb nicht der in der
Revisionserwiderung erhobene Einwand entgegengesetzt werden, die Beklagte
habe es versÃ¤umt, die Forderung bei dem Ã�bernehmer einzuziehen.

Auch die festgesetzte HÃ¶he der Beitragsforderung ist revisionsgerichtlich nicht zu
beanstanden. Denn sie beruht auf den vom LSG als zutreffend festgestellten
tatsÃ¤chlichen Entgelten der Baufirma aus der Zeit vom 1. August bis 31. Dezember
1992. Gegen die Feststellungen zur HÃ¶he der gezahlten Arbeitsentgelte sind von
der KlÃ¤gerin zulÃ¤ssige und begrÃ¼ndete RevisionsrÃ¼gen nicht erhoben worden,
sodass sie fÃ¼r das Revisionsgericht nach Â§ 163 SGG bindend sind.

FÃ¼r die Beitragsschuld ihres verstorbenen Ehemannes haftet die KlÃ¤gerin als
dessen Alleinerbin nach Â§ 1967 Abs 1 BGB, wobei die Schuld durch den Erbfall ihre
Ã¶ffentlich-rechtliche Natur nicht verloren hat (siehe dazu ua BSGE 24, 190, 192 =
SozR Nr 18 zu Â§ 47 VerwVG; BSGE 58, 89, 91 = SozR 2200 Â§ 611 Nr 3 S 10). Allein
aus der ZugehÃ¶rigkeit einer Forderung zum Ã¶ffentlichen Recht leitet sich freilich
noch nicht die Befugnis ab, diese gegenÃ¼ber dem Schuldner durch
Leistungsbescheid, also in der Handlungsform hoheitlicher Verwaltung, geltend zu
machen. So hat das Bundessozialgericht (BSG) beispielsweise fÃ¼r den Fall der
versehentlichen Weiterzahlung einer Rente nach dem Tode des Berechtigten
wiederholt entschieden, dass der in Â§ 118 Abs 3 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch geregelte RÃ¼ckÃ¼berweisungsanspruch des
VersicherungstrÃ¤gers gegen das kontofÃ¼hrende Geldinstitut trotz seines
Ã¶ffentlich-rechtlichen Charakters nicht durch Verwaltungsakt festgesetzt werden
kann, weil es insoweit an einem Ã�ber-/UnterordnungsverhÃ¤ltnis und der damit
verbundenen Befugnis des VersicherungstrÃ¤gers zu einseitiger verbindlicher
Regelung fehlt (SozR 3-2600 Â§ 118 Nr 1 S 4 ff; SozR 3-2600 Â§ 118 Nr 2 S 11 f; 
BSGE 83, 176, 177 = SozR 3-2600 Â§ 118 Nr 4 S 31; SozR 3-2600 Â§ 118 Nr 9 S 57
f; Urteil vom 13. Dezember 2005 â�� B 4 RA 28/05 R, zur VerÃ¶ffentlichung in SozR
4 vorgesehen; Ã¤hnlich zum Schadensersatzanspruch des Arbeitsamts gegen den
Arbeitgeber wegen unrichtiger AusfÃ¼llung der Arbeitsbescheinigung: BSGE 49,
291 = SozR 4100 Â§ 145 Nr 1; anders â�� SubordinationsverhÃ¤ltnis kraft
Indienstnahme des Arbeitgebers -: BSGE 66, 188 = SozR 3-4100 Â§ 145 Nr 1). Die
Befugnis, Rechtsbeziehungen hoheitlich zu gestalten, muss dem
VersicherungstrÃ¤ger vom Gesetz eingerÃ¤umt sein; sie muss sich aus dem
materiellen Recht ergeben, das den betreffenden Rechtsbeziehungen zugrunde
liegt. Soweit der VersicherungstrÃ¤ger nicht ausdrÃ¼cklich zur Regelung durch
Verwaltungsakt ermÃ¤chtigt wird, muss jedenfalls aus der Systematik des Gesetzes
und der Eigenart des zwischen den Beteiligten bestehenden RechtsverhÃ¤ltnisses
zu ersehen sein, dass er berechtigt sein soll, in dieser Form tÃ¤tig zu werden
(Engelmann in: von Wulffen, SGB X, 5. Aufl 2005 , Â§ 31 RdNr 7 mwN).
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Was die Beitragserhebung durch den TrÃ¤ger der Unfallversicherung anbelangt,
sieht das Gesetz eine Festsetzung durch Verwaltungsakt ausdrÃ¼cklich vor. Nach 
Â§ 746 Abs 1 RVO hat die BG dem Unternehmer einen Beitragsbescheid mit der
Aufforderung zuzustellen, den Beitrag zur Vermeidung der Zwangsbeitreibung bis
zum FÃ¤lligkeitstermin einzuzahlen. Diese Regelung gilt auch fÃ¼r die
Geltendmachung gegenÃ¼ber dem gemÃ¤Ã� Â§ 665 Satz 2 RVO zur Zahlung der
BeitrÃ¤ge verpflichteten bisherigen Unternehmer. Sie stellt klar, was aufgrund des
Regelungszusammenhangs ohnehin nicht zweifelhaft ist, dass nÃ¤mlich der
UnfallversicherungstrÃ¤ger bei der Wahrnehmung der ihm vom Gesetz
zugewiesenen Aufgaben der Beitragsfestsetzung und Beitragserhebung als TrÃ¤ger
hoheitlicher Gewalt tÃ¤tig wird.

Die Berechtigung (und Verpflichtung) der BG, Beitragsforderungen durch
Verwaltungsakt geltend zu machen, besteht entgegen der Ansicht des LSG auch im
VerhÃ¤ltnis zu einem Rechtsnachfolger des Unternehmers, der fÃ¼r dessen
Beitragsschulden haftet. Es bedarf dazu keiner gesonderten gesetzlichen
ErmÃ¤chtigung, weil es sich lediglich um die Abwicklung der zwischen dem
VersicherungstrÃ¤ger und dem Unternehmer bestehenden hoheitlich geprÃ¤gten
Rechtsbeziehungen handelt, die in dem fÃ¼r diesen Zweck erforderlichen Umfang
mit dem Erben fortgesetzt werden. Der Tod des Unternehmers beendet zwar das
VersicherungsverhÃ¤ltnis, bringt aber die wÃ¤hrend der Dauer und auf Grund des
VersicherungsverhÃ¤ltnisses entstandenen AnsprÃ¼che und Verpflichtungen,
soweit sie nicht hÃ¶chstpersÃ¶nlicher Natur sind, nicht zum ErlÃ¶schen. Verfolgt
zum Beispiel der Erbe einen Antrag des Unternehmers auf Neuberechnung des
Beitrags und Erstattung Ã¼berzahlter BetrÃ¤ge nach dessen Tode weiter, so ist
darÃ¼ber auch ihm gegenÃ¼ber durch Verwaltungsakt zu entscheiden, denn es
geht um die Regelung von AnsprÃ¼chen aus dem durch Ã�ber- und Unterordnung
gekennzeichneten VersicherungsverhÃ¤ltnis, die durch den Wechsel der Person ihre
Rechtsnatur nicht Ã¤ndern. War die Beitragsschuld des Unternehmers noch zu
dessen Lebzeiten bestandskrÃ¤ftig festgestellt worden, so erstreckt sich die
Bindungswirkung des Leistungsbescheides entsprechend dem Grundsatz aus Â§ 141
Abs 1 SGG auf den Erben, mit der Folge, dass gegen ihn im Wege der
Verwaltungsvollstreckung vorgegangen werden kann. Der Erbe tritt in Bezug auf die
nachwirkenden Rechte und Pflichten aus dem beendeten VersicherungsverhÃ¤ltnis
sowohl in materiellrechtlicher als auch in verfahrensrechtlicher Hinsicht
uneingeschrÃ¤nkt in die Rechtsstellung des Erblassers ein. Daraus folgt, dass er der
hoheitlichen Regelungsgewalt des VersicherungstrÃ¤gers auch insoweit unterliegt,
als eine zu Lebzeiten des Unternehmers entstandene Beitragsforderung erst nach
dessen Tod ihm gegenÃ¼ber erstmals geltend gemacht werden soll.

Mit seiner Auffassung, dass AnsprÃ¼che aus einem Ã¶ffentlich-rechtlichen
Versicherungs- oder VersorgungsverhÃ¤ltnis auch gegenÃ¼ber einem an dem
Versicherungs- oder VersorgungsverhÃ¤ltnis selbst nicht beteiligten
Rechtsnachfolger des Verpflichteten durch Verwaltungsakt geltend gemacht werden
kÃ¶nnen, befindet sich der Senat in Einklang mit der einschlÃ¤gigen
Rechtsprechung des BSG und des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG). So haben
die fÃ¼r die Kriegsopfer- und Soldatenversorgung zustÃ¤ndigen Senate des BSG
Ã¼bereinstimmend entschieden, dass die Versorgungsverwaltung BezÃ¼ge, die
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der VersorgungsempfÃ¤nger zu seinen Lebzeiten zu Unrecht erhalten hatte, von
den Erben durch Verwaltungsakt zurÃ¼ckfordern kann (Urteile des 8. Senats vom
17. Dezember 1965 â�� BSGE 24, 190 = SozR Nr 18 zu Â§ 47 VerwVG und vom 28.
April 1966 â�� 8 RV 119/65 â�� SozEntsch 1/4 Â§ 51 Nr 17; Urteil des 9. Senats vom
5. Juli 1966 â�� 9 RV 664/65 â�� BVBl 1967, 109; Urteil des 10. Senats vom 12. Juli
1966 â�� 10/11 RV 560/63 â�� KOV 1967, 14). Dasselbe gilt nach einem Urteil des
BVerwG vom 11. MÃ¤rz 1971 (BVerwGE 37, 314) im Beamtenrecht fÃ¼r die
RÃ¼ckforderung zu Lebzeiten Ã¼berzahlter PensionsbezÃ¼ge von den Erben des
verstorbenen RuhegehaltsempfÃ¤ngers. Durch Verwaltungsakt â�� und nicht im
Wege der Leistungsklage â�� ist auch der RÃ¼ckzahlungsanspruch gegen den
Erben eines Unfallverletzten geltend zu machen, der die ihm gewÃ¤hrte
Rentenabfindung nicht bestimmungsgemÃ¤Ã� verwendet hat (Senatsurteil vom 27.
April 1972 â�� 2 RU 214/68 â�� BG 1973, 159; Urteil des 5a-Senats des BSG vom
14. Mai 1985 â�� BSGE 58, 89 = SozR 2200 Â§ 611 Nr 3). SchlieÃ�lich hat der 9a-
Senat des BSG in Abkehr von frÃ¼herer, anderslautender Rechtsprechung des 10.
Senats (BSGE 25, 268 = SozR Nr 20 zu Â§ 47 VerwVG) entschieden, dass derjenige,
der das VermÃ¶gen eines zur RÃ¼ckzahlung unrechtmÃ¤Ã�ig empfangener
Sozialleistungen Verpflichteten Ã¼bernimmt, als Mithaftender nach Â§ 419 BGB
durch Verwaltungsakt in Anspruch genommen werden kann (Urteil vom 3.
September 1986 â�� BSGE 60, 209 = SozR 1500 Â§ 54 Nr 66).

Der angefÃ¼hrten Rechtsprechung widerspricht es nicht, dass das BSG eine
Regelungsbefugnis des SozialleistungstrÃ¤gers in FÃ¤llen verneint hat, in denen ein
RÃ¼ckzahlungs- oder Erstattungsanspruch erst nach dem Tode des Versicherten
oder Versorgungsberechtigten dadurch entstanden war, dass Sozialleistungen
versehentlich Ã¼ber den Tod hinaus weitergezahlt worden waren. In dieser
Konstellation geht es â�� anders als in den zuvor behandelten Fallgestaltungen â��
nicht um ererbte Verpflichtungen aus dem mit dem RechtsvorgÃ¤nger bestehenden
Versicherungs- oder VersorgungsrechtsverhÃ¤ltnis hoheitlicher PrÃ¤gung, sondern
um eigenstÃ¤ndige, in der Person des Rechtsnachfolgers entstandene
Verbindlichkeiten. Der bloÃ�e Sachzusammenhang mit dem beendeten
SozialrechtsverhÃ¤ltnis vermag insoweit ein Handeln durch Verwaltungsakt nicht zu
rechtfertigen, sodass hierfÃ¼r zu Recht eine spezielle gesetzliche ErmÃ¤chtigung
verlangt worden ist (zum Ganzen: BSG SozR 3-2600 Â§ 118 Nr 1 S 4 mwN; BSG 
SozR 3-2600 Â§ 118 Nr 9 S 58; siehe jetzt: Â§ 118 Abs 4 Satz 2 SGB VI idF des
Gesetzes vom 21. Juni 2002 â�� BGBl I 2167).

Die Beklagte war nach alledem berechtigt, gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin die zu
Lebzeiten des VerÃ¤uÃ�erers gemÃ¤Ã� Â§ 665 Satz 2 RVO entstandene
Beitragsschuld durch Verwaltungsakt festsetzen. DemgemÃ¤Ã� war auf ihre
Revision das angefochtene Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung der
KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des SG zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 und 4 SGG in der bis zum 1. Januar
2002 geltenden, hier noch anzuwendenden Fassung (siehe dazu BSG SozR 3-2500
Â§ 116 Nr 24; Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 8. Aufl 2005, Vor Â§ 183 RdNr
12 mwN).
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